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EditoriaL intErKommUnaLE ZUsammEnarbEit

Liebe Leserinnen und Leser,

große Herausforderungen stehen im 
Frühjahr 2012 für die KPV der CDU Thü-
ringen an: Es gilt, die kommunale Basis 
der Thüringer Union zur Kommunal-
wahl am 22. April 2012 zu stärken und 
auszubauen. Das kommunalpolitische 
Rückgrat der CDU Thüringen sind die 
über 2.000 Mandatsträger im Land, von 
denen sich am 22. April 102 CDU-Kandi-
daten als haupt- und ehrenamtliche Bür-
germeister bzw. Bürgermeisterinnen so-
wie als Landrat und Landrätin zur Wahl 
stellen werden. 

Wenn Sie im Wahlkampf Hilfe und Un-
terstützung benötigen, wenden Sie sich 
bitte an die Geschäftsstelle, die Sie unter 
%(+&�()).'(%�dYZg�@EK"i]jZg^c\Zc5i"
online.de erreichen können.
Allen Lesern wünsche ich einen span-
nenden Wahlkampf und uns ein erfolg-
reiches Abschneiden. Natürlich möchte 
ich auch die Gelegenheit nutzen und Ih-
nen ein frohes Osterfest wünschen.

Ihr
Gerhard Günther MdL
Landesvorsitzender der KPV Thüringen
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Von dr. Karl-Eckhard Hahn, 
Pressesprecher der CdU-fraktion im 
thüringer Landtag

Thüringen hat bei der interkommunalen 
Zusammenarbeit (IKZ) noch erhebliche 
Reserven, die erschlossen werden sol-
len. Das hat anlässlich eines gemein-
samen Forums des Thüringische Kom-
munalhilfe Bildungswerk e. V. und der 
CDU-Fraktion im Thüringer Landtag zur 
interkommunalen Zusammenarbeit am 
15. Februar 2012 deren Vorsitzender 
B^`Z�Bd]g^c\�Zg`a~gi#�9Zc�gjcY�+%�IZ^a-
nehmern der Informationsveranstaltung 
standen Innenminister Jörg Geibert und 
der Geschäftsführer der IKZ Hessen, 
Claus Spandau, Rede und Antwort. 

Ziel der Fraktion ist laut Mike Mohring, 
die rechtlichen Rahmenbedingungen 
für die interkommunale Zusammenar-
beit zu verbessern, Beratungsangebote 
zu schaffen und 
Y^Z�>@O�VjX]�ÄcVc-
ziell zu fördern, 
sofern sie auf 
Dauer angelegt 
ist. Zusammen-
arbeiten können 
etwa Landkrei-
se, Gemeinden 
oder Städte und 
Landkreise. Die 
Vorteile liegen 
für den Frakti-

onsvorsitzenden auf der Hand: „Durch 
Zusammenarbeit können umfassen-
dere Dienstleistungsangebote leichter 
aufrecht erhalten werden; Mitarbeiter, 
Infrastruktur und Geräte werden besser 
ausgelastet. Auch die Arbeitsqualität 
egdÄi^Zgi#¹�

Neben kommunalen Arbeitsgemein-
schaften, Zweckvereinbarungen und 
-verbänden brachte der Fraktionsvor-
sitzende als weitere Form eine Anstalt 
des Öffentlichen Rechts ins Gespräch. 
Wie er ausführte, gibt es mit den IKZ 
in anderen Ländern wie Hessen gute 
Erfahrungen. Abschließend sagte der 
Vorsitzende: „Für die CDU steht außer 
Frage, dass sich mit einer Ausweitung 
der Zusammenarbeit viele aufgeregte 
Debatten um größere Landkreise erledi-
gen werden. Entscheidend ist, dass die 
Aufgaben erledigt werden, aber nicht, 
wo die Grenzen verlaufen. Das Einspar-
potential der IKZ ist real, das einer Ge-
W^ZihgZ[dgb�Wad�Z�KZgbjijc\#¹

„Entscheidend ist, 

dass Aufgaben 

erledigt werden“

„Vorteile der inter-

kommunalen Zusam-

menarbeit liegen auf 

der Hand“

Fraktionsvorsitzender Mike Mohring mit den beiden Referenten Claus 
Spandau und dem Thüringer Innenminister Jörg Geibert (v.l.n.r.)
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Von mdb Carola stauche, 
stellvertretende KPV-bundesvorsitzen-
de

„novelle will ÖPnV-organisation in 
deutschland zukunftsfähig machen“  

PBeFG - diese fünf Buchstaben stehen 
für das Personenbeförderungsgesetz. 
Ein Gesetzentwurf  zur „Änderung 
personenbeförderungsrechtlicher Vor-
hX]g^[iZc¹� hX]a~\i� Z^cZ� A^WZgVa^h^Zgjc\�
im Fernbusverkehr vor. Um den öffent-
lichen Personennahverkehr (ÖPNV) zu 
schützen, soll der Transport von Perso-
nen zwischen zwei Haltestellen mit we-
niger als 50 Kilometern verboten sein. 
Außerdem soll die ÖPNV-Organisation 
in Deutschland zukunftsfest gemacht 
werden. Damit wird das PBeFG an den 
europäischen Rechtsrahmen zur öffent-
lichen Finanzierung von Verkehrsleis-
tungen angepasst. In diesem Zug sollen 
bisherige Beschränkungen bei der Zu-
lassung von Fernbuslinien weitgehend 
entfallen.  
Nach dem Regierungsgesetzentwurf 
soll der öffentliche Personennahver-
kehr (ÖPNV) stärker unternehmerisch 
geprägt sein. Der Ansatz, so genannten 
eigenwirtschaftlichen Verkehren den 
Vorrang zu geben, ist erstrebenswert. 
So haben wir in Deutschland neben 
den kommunalen Unternehmen eine 
Vielfalt an Bus-Angeboten. Durch den 
Wettbewerb um die Liniengenehmi-

gung funktioniert der Nahverkehr gut 
und bleibt bezahlbar. An diesem Prinzip 
wollen wir festhalten. Warum sollten 
wir das europaweit vorbildliche Modell 
grundlegend ändern? Dazu gibt es kei-
nen Grund.  
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion be-
fürwortet die Vorschläge. Auch der 
Deutsche Städtetag und der Deutsche 
Landkreistag bewerten die Vorschläge 
Vah� É^b� <gjcYhVio� V`oZeiVWZa¹#� 6aaZg-
dings nur, solange keine Konkurrenz zu 
dem aus kommunalen Haushaltsmit-
iZac� ÄcVco^ZgiZc� CV]kZg`Z]ghVc\ZWdi�

auf Straße und Schiene entsteht. Kriti-
ker der Gesetzesnovelle, darunter auch 
kommunale Verbände, befürchten eine 
Beschneidung der Kompetenzen und 
Befugnisse der kommunalen Selbst-

verwaltung durch eine unabhängige, 
übergeordnete Genehmigungsbehör-
de. Prophezeit werden Niedriglöhne, 
weil die Rentabilität wohl nur durch die 
Lohnpolitik zu erreichen sei. Die Sorge 
geht um, es könne zum Stellenabbau in 
Verwaltung und beim ÖPNV kommen. 
Für die ländlichen Regionen mahnen 
insbesondere die Behindertenverbän-
de eine Verschlechterung an, weil die 
Buslinien langfristig ein Minusgeschäft 
sind. Vorbehalte richten sich auch an 
Z^cZ�hX]aZX]iZgZ�>YZci^Ä`Vi^dc�YZg�AZ^h-
tungsträger und seiner Mitarbeiter. Der 
Service könnte leiden, wenn das Busun-
ternehmen rein gewinnorientiert arbei-
ten muss. Fehlende Kontrollmöglichkei-
ten würden zur Verschlechterung der  
ÖPNV-Angebote bei zugleich steigen-
den Fahrpreisen führen, weil sie nicht 
von der öffentlichen Hand bezuschusst 
werden können. Die Bedenken der Kom-
munen sind nicht unberechtigt. Nicht 
nur in Thüringen ist der ÖPNV eine 
Aufgabe der Daseinsvorsorge und soll 
Alternative zum motorisierten Individu-
alverkehr darstellen. Nur ein attraktives 
ÖPNV-Netz macht Menschen mobil und 
sorgt für gleichwertige Lebensverhält-
nisse.  Mit der Reform müssen wir je-
doch das Personenbeförderungsgesetz 
dem europäischen Rechtsrahmen an-
passen.
Die im Gesetzentwurf vorgeschlage-
ne Liberalisierung im Fernbusverkehr 
befürworten die Unionspolitiker der 
Bundestagsfraktion.  Das belebt den 
Wettbewerb und bringt der Branche 
cZjZ�>bejahZ#�>c�YZg�LdX]Z�kdb�'(#�W^h�
27. April ist nach derzeitigem Stand die 
'#$(#�AZhjc\�YZh�<ZhZioZciljg[h�^b�EaZ-
num geplant. Danach muss es den Bun-
desrat passieren.  

GASTbeiTrag

noVELLE dEs PErsonEnbEfÖrdErUnGsGEsEtZEs GEPLant

imPrEssUm
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AKTUELLESkoMMuNAl
forUm: „rEKommUnaLisiErUnG – EiGEntUmsWandEL odEr 
ProGramm?“ - KommUnaLE UntErnEHmEn Und iHrE rEGion
Von Prof. dr. michael schäfer

Kommunale Wirtschaft ist in einen ak-
tuellen politisch-gesellschaftlichen Rah-
men einzuordnen. Die eine oder andere 
Polemik bleibt dabei nicht aus. So haben 
Y^Z� Eg^kVi^h^Zgjc\hdg\^Zc� YZg� .%Zg� ?V]-
re Deutschland und Europa insgesamt 
nicht vorangebracht. Der aktuelle Ge-
gentrend der Rekommunalisierung  ist  
deshalb unabdingbar, um die Fehlent-
wicklungen der vergangenen Jahre zu-
mindest ansatzweise kitten zu können. 
Ich bin überzeugt, dass jeder tüchtige 
Oberbürgermeister weiß, wie er auch 
ohne die Umwandlung in eine Aktienge-
sellschaft ein angemessenes  Dienstleis-
tungsbewusstsein in seiner Verwaltung 
implementieren kann.
Abseits aller ideologischen Diskussio-
nen werden kommunale Unternehmen 
beweisen, wie sich auf pragmatische 
Art Gemeinwohlorientierung und wirt-
schaftliches Denken in Einklang bringen 
lassen. In öffentlichen Unternehmen 
steht die Nutzenstiftung vor dem Primat 
des Gewinnstrebens – dies allerdings 
auf der Grundlage höchstmöglicher Ef-
Äo^Zco#� @dbbjcVaZ� L^gihX]V[i� ^b� 7Z-
reich der Daseinsvorsorgeleistungen 
ist Voraussetzung für die kommunale 
Selbstverwaltung und mithin ein Grund-
pfeiler der Demokratie. Eine kommuna-

le Ökonomie kann darüber hinaus auch 
Impulse freisetzen, den Widerspruch 
zwischen einer funktionierenden De-
mokratie und den zentralen Macht- und 
Herrschaftsstrukturen des globalen Fi-
nanzkapitals aufzulösen. 

Aus humanistischer Perspektive lässt 
sich der Begriff der Daseinsvorsorge 
unmittelbar aus einem christlich-abend-
ländischen Werteverständnis herleiten. 
Zugrunde liegt die  Orientierung auf die 
elementaren menschlichen Bedürfnisse, 
im Rahmen derer der Mensch bzw.  Bür-
ger einen deutlich höheren Stellenwert 
bekommt, als in der Privatwirtschaft. 
Eingedenk dieser Vorteile kann kom-
munale Wirtschaft aber auch aus dem 
ökonomischen Blickwinkel überzeu-
gen. So steht das seit 200 Jahren nahe-
zu unverändert bestehende Modell der 
Sparkassen für Lebenskraft, Stabilität, 
wirtschaftliche Solidität und Langfris-
tigkeit kommunaler Wirtschaftsformen. 
Kommunale Unternehmen beweisen 
tagtäglich, wie sich eine Einheit aus 

ökonomischen Zielsetzungen und der 
Hdo^VakZgeÅ^X]ijc\� ]ZghiZaaZc� a~hhi#�
In einem Umfeld schwindender Res-
sourcen bietet kommunale Wirtschaft 
schon heute funktionsfähige Lösungen 
für eine schonende Wertschöpfung der 
Zukunft. Allerdings gelten für öffentli-
che Unternehmen in Deutschland noch 
immer erhebliche Einschränkungen im 
Wettbewerb mit privaten Marktteilneh-
mern – mit erheblichen Auswirkungen 
auf die Daseinsvorsorge und die Funkti-
onsfähigkeit der Märkte. Der in diesem 
OjhVbbZc]Vc\� hd� ]~jÄ\� kdc� ^ciZg-
essierter Seite kolportierte Gegensatz 
zwischen kommunaler Wirtschaft auf 
der einen und mittelständischen Unter-
nehmen auf der anderen Seite lässt sich 
so nicht aufrechterhalten. „Nach meiner 
Erfahrung sind gerade die kleinen und 
mittleren Unternehmen in der Regi-
on den Stadtwerken, Krankenhäusern, 
Wohnungsbaubetrieben und Verkehrs-
unternehmen am Ort sehr eng verbun-
YZc#¹� HX]a^Z�a^X]� l^g`i� @dbbjcVal^gi-
schaft hier als wesentlicher Impulsgeber 
und kann regionale Wertschöpfungs-
fjdiZc� kdc�-%�W^h� .%�EgdoZci� Zgo^ZaZc#�
In der aktuellen Diskussion zwischen 
den beiden Polen Privatisierung und 
Rekommunalisierung sprechen etliche 
Punkte für eine stärkere kommunale 
Verantwortung.  

„Realistische Alterna-

tive zum kapitalisti-

schen Wirtschaftsmo-

dell“

>YZZc�[�g�Y^Z�Oj`jc[i�YZg�`dbbjcVaZc�JciZgcZ]bZc/�;dgjb�ÉGZ`dbbjcVa^h^Zgjc\¹�Vb�&.#%&#'%&'�^b�I]�g^c\Zg�AVcYiV\


